
S. 1 

G E S C H Ä F T S O R D N U N G  2 0 2 1  

FÜR DEN DISZIPLINARRAT DER RECHTSANWALTSKAMMER WIEN  

1
) Soweit in dieser Geschäftsordnung auf natürliche Personen bezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form 

angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher Weise.  

 

Sitz und Zuständigkeit des Disziplinarrats 

§ 1 Der Disziplinarrat der Rechtsanwaltskammer Wien hat seinen Sitz in Wien. Er ist zur 

Ausübung der Disziplinargewalt über alle Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter 

zuständig, welche zu dem Zeitpunkt in die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragen 

sind, in dem der Kammeranwalt vom Verdacht des Disziplinarvergehens Kenntnis erlangt hat 

(§ 20 DSt), ferner im Fall einer Delegierung (§ 25 DSt). 

 

Zusammensetzung des Disziplinarrats 

§ 2 (1) Der Disziplinarrat besteht mit Einschluss des Präsidenten und der fünf Präsidenten-

Stellvertreter (Vizepräsidenten) aus 42 Mitgliedern aus dem Kreis der Rechtsanwälte und zwei 

oder im Fall des § 5 Abs. 1 letzter Satz DSt drei Mitgliedern aus dem Kreis der 

Rechtsanwaltsanwärter.  

 

(2) Beim Disziplinarrat fungiert ein Kammeranwalt mit sechs Stellvertretern. 

 

 

Wahl und Amtsdauer 

§ 3 (1) Der Präsident des Disziplinarrats, der Kammeranwalt und dessen Stellvertreter werden 

durch alle Kammermitglieder in der ordentlichen Plenarversammlung für vier Jahre gewählt. 

Die übrigen Mitglieder des Disziplinarrats aus dem Kreis der Rechtsanwälte werden durch die 

in die Liste der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen Rechtsanwälte für vier Jahre, die 

Mitglieder des Disziplinarrats aus dem Kreis der Rechtsanwaltsanwärter werden von diesen 

für die Dauer von zwei Jahren in der ordentlichen Plenarversammlung gewählt. Das Mandat 

eines neu oder wiedergewählten Mitglieds beginnt mit dem der Plenarversammlung folgenden 

Monatsersten. 

1
) Beschlossen in den Plenarversammlungen der Rechtsanwaltskammer Wien am 18.04.1991, 24.04.2008, 

29.04.2010, 20.04.2017 und am 10.06.2021 genehmigt mit den B des BMJ vom 22.05.1991, JMZ 16.310/22-I 6/91, 

09.05.2008, BMJ- B16.310/0002-I 6/2008, 08.06.2010, MBJ-B16.310/0001-I 6/2010, 16.06.2017, 

BMJZ16.100/0002-I 6/2017 und vom 01.07.2021, 2021-0.457.986 und der außerordentlichen Plenarversammlung 

der Rechtsanwaltskammer Wien am 27.11.2013, genehmigt mit dem B des BMJ vom 28.11.2013.
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(2) Die Ersatzwahl für einen vor Ablauf seiner Amtsdauer Ausscheidenden erfolgt für den 

Rest der Amtsdauer desselben. Ersatzwahlen können auch in einer außerordentlichen 

Plenarversammlung vorgenommen werden. 

 

(3) Die Vizepräsidenten (§ 7 Abs. 4 DSt) werden jeweils nach Ablauf der Funktionsdauer eines 

bisherigen Vizepräsidenten von der Vollversammlung des Disziplinarrats aus dem Kreis der 

Rechtsanwälte in geheimer Abstimmung gewählt; § 24 RAO gilt sinngemäß. Die 

Funktionsperiode jedes Vizepräsidenten richtet sich sodann nach dessen Amtsdauer im 

Disziplinarrat gemäß den Bestimmungen in Absatz 1 bis 3.  

Sofern sich eine Vakanz infolge zeitlichen Ablaufes der Amtsdauer ergibt, hat die Wahl in der 

jeweils ersten Vollversammlung des Disziplinarrats nach einer Wahl in der 

Plenarversammlung der Rechtsanwaltskammer Wien (§ 7 Abs. 1 DSt) zu erfolgen, bei 

vorzeitigem Ausscheiden eines Vizepräsidenten erfolgt die Wahl seines Ersatzmitglieds in der 

nächstfolgenden Vollversammlung des Disziplinarrats. Erklärt ein Vizepräsident vor Ablauf 

seiner Amtsdauer sein Ausscheiden aus der Funktion, so ist die Wahl des Ersatzmitglieds in 

der auf das Einlangen dieser Erklärung folgenden Vollversammlung des Disziplinarrats 

vorzunehmen.  

Findet sich kein Mitglied des Disziplinarrats bereit, für die Funktion des Vizepräsidenten zu 

kandidieren, so fungieren der Präsident und die Vizepräsidenten in der Reihenfolge der 

Senatsnummerierung als Interimsvizepräsidenten in diesem Senat, bis es zur Wahl eines 

neuen Vizepräsidenten kommt. Dieser ist in der nächsten Vollversammlung des Disziplinarrats 

zu wählen, die auf die das Einlangen der schriftlichen Kandidatur des Bewerbers um das 

vakante Amt folgt. Bis zur Wahl können auch weitere Bewerber um das Amt schriftlich 

kandidieren. Erklärungen nach § 3 (3) sind an den Präsidenten zu richten, der die 

erforderlichen Bekanntmachungen veranlasst und Anordnungen zur Neu/Ersatzwahl trifft. 

 

Präsident, Kammeranwalt und deren Stellvertreter 

§ 4 (1) Der Präsident hat die Geschäftsführung zu überwachen, erstellt die Geschäftsverteilung 

nach § 15 Abs. 2 DSt, bestimmt die Untersuchungskommissäre, beruft nach Bedarf die 

Beratenden Sitzungen des Disziplinarrats im Plenum ein und sorgt für die Handhabung der 

Geschäftsordnung.  

 

(2) Bei Verhinderung des Präsidenten üben dessen Amt die Vizepräsidenten in der 

Reihenfolge ihrer Amtsdauer als solche aus, bei deren Verhinderung das Mitglied des 
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Disziplinarrats aus dem Kreis der Rechtsanwälte mit der längsten Amtsdauer; bei gleicher 

Amtsdauer ist das höhere Lebensalter maßgeblich.  

 

(3) Bei Verhinderung des Kammeranwalts tritt an seine Stelle der von ihm für diesen Fall 

bestimmte Stellvertreter, mangels solcher Bestimmung der Stellvertreter mit der längsten 

Amtsdauer, bei gleicher Amtsdauer der an Lebensjahren älteste. 

 

 

(Elektronische) Aktenführung, Bereitstellung elektronisch 

geführter Akten, Disziplinarstrafregister 

§ 5 (1) In der Disziplinarratskanzlei sind die Akten des Disziplinarrats sowie die Akten des 

Kammeranwalts zu erfassen und zu führen. Nach Maßgabe der vorhandenen technischen 

Einrichtungen sind Disziplinar- sowie auch Kammeranwaltsakten automationsgestützt zu 

führen, wobei bestimmte Akten(teile) auch physisch erfasst werden (Abs 3).  

Weicht der Inhalt des automationsgestützt geführten Disziplinarakts vom Inhalt des 

Papierakts ab, so gilt für Disziplinarakten, die nicht als rein „Elektronische Disziplinarakten“ 

im Sinne des Abs. (2) geführt werden im Zweifel der Inhalt des Papierakts. 

Es ist durch geeignete Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass die Einsicht in beliebige 

automationsgestützt geführte Disziplinarakten nur den jeweils hierzu befugten Mitarbeitern 

der Disziplinarratskanzlei, dem Präsidenten des Disziplinarrats, den Vizepräsidenten und 

dem Kammeranwalt ermöglicht wird. 

 

(2) Disziplinarakten können automationsgestützt als „Elektronischer Disziplinarakt“ geführt 

werden, sofern und solange eine entsprechende geschützte technische Einrichtung in der 

Rechtsanwaltskammer besteht und werden darin alle für das Disziplinarverfahren relevanten 

Vorgänge und Dokumente elektronisch erfasst und gespeichert. 

Innerhalb des „Elektronischen Disziplinarakts“ können in geeigneter Form Unterakte geführt 

werden, die eine bessere Übersichtlichkeit ermöglichen. Wird eine mündliche Verhandlung 

abgehalten, so ist ein physischer Unterakt „Verhandlungsakt“ anzulegen, in den der 

Einleitungsbeschluss, die Verhandlungsprotokolle, das Erkenntnis und jene Dokumente 

aufzunehmen sind, die in der mündlichen Disziplinarverhandlung verlesen und als Beweismittel 

zum Akt genommen wurden. Augenscheinsgegenstände, die in der Verhandlung dargetan und 

als Beweismittel zum Akt genommen wurden, sind in geeigneter Form in den Papierakt 

aufzunehmen oder diesem anzuschließen. 
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(3) Neben dem „Elektronischen Disziplinarakt“ ist im Disziplinarrat ein Papierakt zu führen, in 

den  

- alle Ausfertigungen von Beschlüssen, die einem Rechtsmittelzug unterliegen,  

- Abschriften von Verhandlungsprotokollen,  

- Erkenntnisausfertigungen,   

- alle Nachweise über Postzustellungen von Dokumenten, die nicht über ERV erfolgt 

sind,  

- Rechtsmittelschriften,  

- Ausfertigungen von Rechtsmittelentscheidungen und der 

- Verhandlungsakt  

aufzunehmen sind. Daneben können über Verfügung des Präsidenten oder eines 

Vizepräsidenten auch andere Papierdokumente aufgenommen werden, die aber jedenfalls in 

geeigneter Form auch im „Elektronischen Disziplinarakt“ zu erfassen sind. 

 

(4) Sämtliche Disziplinarakten, die ab dem Jahr 2020 angelegt wurden, sind vollständig 

elektronisch zu erfassen und in einem geeigneten, gegen unbefugten Zugriff bestmöglich 

geschützten Bereich auf dem Server der RAK Wien oder einem anderen, vom Ausschuss der 

Rechtsanwaltskammer Wien ausdrücklich für diesen Zweck freigegebenen Server zur 

Verfügung zu stellen, der der Bearbeitung durch die jeweils befugten Mitglieder des 

Disziplinarrats dient („gespiegelter Akt“).  

a) Die Aufnahme und Bearbeitung von Dokumenten im gespiegelten elektronischen 

Disziplinarakt ist nur den zur Verschwiegenheit verpflichteten IT-Technikern, den Mitarbeitern 

der Disziplinarratskanzlei, dem für den jeweiligen Akt bestellten Untersuchungskommissär, den 

nach der festen Geschäftsverteilung für den Akt zuständigen Vizepräsidenten und dem 

Präsidenten gestattet. 

b) Den Mitgliedern des zuständigen Senats der Beratenden Sitzung, den Mitgliedern des 

zuständigen Verhandlungssenats, einschließlich der nach der festen Geschäftsverteilung 

jeweils für die Verhandlung bereitstehenden Ersatzmitglieder, dem Kammeranwalt und dem 

jeweils zuständigen Kammeranwaltsstellvertreter ist der Zugriff auf den jeweils für sie 

freigeschalteten gespiegelten Akt zu ermöglichen, dabei ist die jeweilige Bearbeitung im Akt 

elektronisch zu dokumentieren. 

c) Der lesende Zugriff auf einen gespiegelten Akt für andere Mitglieder des Disziplinarrats kann 

durch den Präsidenten verfügt werden, wenn dadurch die Bearbeitung eines anderen 

Disziplinaraktes erleichtert wird.  
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(5) Disziplinarakte, die vor dem 1.1.2020 angelegt wurden, können über gesonderte Verfügung 

des Präsidenten vollständig elektronisch erfasst werden und sind wie unter Abs. 4 beschrieben 

zur Verfügung zu stellen und somit der Einsichtnahme und Bearbeitung durch die Befugten 

zugänglich zu machen.  

 

(6) Die Disziplinar- und Kammeranwaltsakten sind unter Beachtung der nachstehenden 

Grundsätze anzulegen und zu führen: 

 

- KA-Akten 

Langen beim Kammeranwalt oder beim Disziplinarrat Eingaben ein, die einen allenfalls 

disziplinär zu untersuchenden Verdacht eines Disziplinarvergehens gegen einen in die Liste 

der Rechtsanwaltskammer Wien eingetragenen Rechtsanwalt oder Rechtsanwaltsanwärter 

erkennen lassen, so ist sogleich ein KA (Kammeranwalt)-Akt anzulegen und dem 

Kammeranwalt gemäß § 22 DSt vorzulegen. 

Für die elektronische Erfassung der Kammeranwaltsakten gelten die Regeln des 

„Elektronischen Disziplinaraktes“ gemäß Abs (2) sinngemäß. 

 

- D-Akten 

Beantragt der Kammeranwalt gemäß § 22 Abs. 3 DSt oder nach § 19 DSt ein Einschreiten 

des Disziplinarrats, oder findet der Präsident, dass nach § 29 DSt vorgegangen werden 

könnte, so ist ein D-Akt (Disziplinarakt) anzulegen. Langen mehrere Anträge des 

Kammeranwalts zugleich beim Disziplinarrat ein, so sind die anzulegenden D-Akten sogleich 

nach aufsteigender KA-Zahl anzulegen. 

 

(7) Bei Delegierung eines Disziplinarverfahrens aus dem Bereich einer anderen 

Rechtsanwaltskammer gelten obige Bestimmungen sinngemäß. Maßgeblich für die Vergabe 

der D-Zahl ist der Zeitpunkt des Einlangens des Aktes beim Disziplinarrat der 

Rechtsanwaltskammer Wien.  

 

(8) Die Bestimmung des Abs. (7) ist sinngemäß auch in jenen Fällen anzuwenden, in welchen 

ein Einleitungsbeschluss durch den OGH gefasst wurde. 

 

(9) In der Disziplinarratskanzlei ist automationsgestützt ein Disziplinarstrafregister für 

Disziplinarbeschuldigte, hinsichtlich derer ein verurteilendes Erkenntnis ergangen ist, 

anzulegen. In diesem Register sind die D-Zahl, die etwaige frühere DV-Zahl und 

Geschäftszahl des OGH, das Datum der rechtskräftigen Entscheidung, die verhängte Strafe 

sowie das Datum der Bezahlung bei Geldbußen einzutragen. 
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Verfahren nach § 29 DSt 

§ 6 (1) Erachtet der Präsident, dass die Anzeige schon vom Kammeranwalt zurückzulegen 

gewesen wäre (§ 22 Abs. 2 DSt) oder das Disziplinarvergehen nach § 3 DSt nicht zu 

verfolgen ist, kann er die Anzeige sogleich dem dann nach der Geschäftsverteilung 

zuständigen Senat zur Beschlussfassung vorlegen und ist der Kammeranwalt davon zu 

verständigen. 

 

(2) Findet der Senat, dass die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen, hat er die Anzeige 

zurückzulegen; der Rücklegungsbeschluss ist dem Kammeranwalt gemäß § 29 Abs. 2 DSt 

zuzuleiten. Erhebt der Kammeranwalt gegen den Rücklegungsbeschluss keine Vorstellung 

(§ 29 Abs. 2 DSt), hat der Senatsvorsitzende die Veranlassung in sinngemäßer Anwendung 

des § 28 Abs. 3 DSt zu treffen. 

 

 

Untersuchungsverfahren 

§ 7 (1) Beantragt der Kammeranwalt gemäß § 27 Abs. 1 DSt die Bestellung eines 

Untersuchungskommissärs, so hat der Präsident, wenn nicht nach § 29 DSt vorgegangen 

wird, ein Mitglied des Disziplinarrats aus dem Kreis der Rechtsanwälte als 

Untersuchungskommissär zu bestellen und die Verständigung gemäß § 27 Abs. 1 DSt zu 

veranlassen.  

Gleiches gilt, wenn der gemäß § 29 Abs. 1 DSt berufene Senat findet, dass die 

Voraussetzungen für einen Rücklegungsbeschluss nicht vorliegen, oder wenn der 

Kammeranwalt gegen den Rücklegungsbeschluss erfolgreich Vorstellung gemäß § 29 Abs. 2 

DSt erhoben hat. 

 

(2) Mit der Bestellung eines Untersuchungskommissärs kann der Präsident anordnen, dass 

ein gegen einen Rechtsanwalt und einen Rechtsanwaltsanwärter wegen der Beteiligung an 

demselben Disziplinarvergehen anhängigen Disziplinarverfahren gemeinsam geführt werden. 

 

(3) Der Untersuchungskommissär hat die Erhebungen unter Beachtung der Bestimmungen zu 

§ 27 Abs. 2 bis Abs. 5 DSt durchzuführen und hierüber sodann einen schriftlichen Bericht 

sowie einen gesonderten Beschlussentwurf zu verfassen, welche mit dem Disziplinarakt dem 

jeweiligen Senatsvorsitzenden vorzulegen oder elektronisch zuzuleiten sind. 
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(4) Ergibt sich im Zuge der Erhebungen der Verdacht eines weiteren disziplinären 

Fehlverhaltens des Beschuldigten, welcher noch nicht vom Antrag des Kammeranwalts erfasst 

ist, oder eines möglichen Disziplinarvergehens eines anderen Rechtsanwalts oder 

Rechtsanwaltsanwärters, hat der Untersuchungskommissär davon zeitnah den 

Kammeranwalt zwecks Entscheidung desselben (§ 22 DSt) schriftlich zu verständigen und ihm 

die zur Information notwendigen Unterlagen vorzulegen. 

 

Beratende Sitzung, Beschlussfassung 

§ 8 (1) Der Präsident bzw. der nach der festen Geschäftsverteilung zuständige Vizepräsident 

setzt die Termine für die Beratenden Sitzungen im Senat (§ 28 DSt) fest und bestellt ferner die 

zur Beschlussfassung berufenen Senatsmitglieder.  

Die Verhandlung und Abstimmung im Wege der Videokonferenz ist über Anordnung des 

zuständigen Senatsvorsitzenden möglich. Dabei ist ausschließlich das vom Ausschuss der 

Rechtsanwaltskammer Wien genehmigte Videokonferenztool zu verwenden.  

Bei Bestellung eines Senates zur Beschlussfassung nach § 28 DSt ist der 

Untersuchungskommissär jedenfalls als eines der zu bestimmenden Senatsmitglieder zu 

berücksichtigen, auch wenn er einem anderen Senat angehört. 

 

(2) Bei Beschlussfassung über einen Rechtsanwaltsanwärter als Disziplinarbeschuldigten 

gehört jedem Senat eines der beiden (drei) Mitglieder des Disziplinarrats aus dem Kreis der 

Rechtsanwaltsanwärter an, wobei dieses an die Stelle eines der Mitglieder aus dem Kreis der 

Rechtsanwälte tritt (§ 15 Abs. 1 und 2 DSt). 

 

(3) Mit dem Einleitungsbeschluss kann der zuständige Senat auch anordnen, dass die gegen 

einen Rechtsanwalt und einen Rechtsanwaltsanwärter wegen der Beteiligung an demselben 

Disziplinarvergehen anhängigen Disziplinarverfahren gemeinsam geführt werden.  

 

(4) Vor einer Beschlussfassung ist der Kammeranwalt anzuhören. Dieser darf jedoch bei 

Beratung und Abstimmung des Senates nicht anwesend sein.  

 

(5) Für den Abstimmungsvorgang sind gemäß § 77 Abs. 1 DSt die Vorschriften der §§ 

40, 41 StPO sinngemäß anzuwenden.  
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(6) Über jede Beratende Sitzung im Senat und die dabei erfolgte Beschlussfassung ist vom 

Vorsitzenden in Papierform ein datiertes Protokoll aufzunehmen, in welchem neben der 

Bezeichnung des Disziplinarfalls, die Namen der Senatsmitglieder, des Kammeranwalts oder 

des Kammeranwaltsstellvertreters, von diesen und etwa vom Kammeranwalt gestellte 

Anträge sowie der gefasste Beschluss und das Abstimmungsverhältnis hierzu zu entnehmen 

ist. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen und der Kammerkanzlei zuzuleiten, 

die es im Elektronischen Disziplinarakt erfasst und in den Papierakt einlegt. 

 

(7) Der Senatsvorsitzende hat über die Kammerkanzlei die Ausfertigung der gefassten 

Beschlüsse und deren Abfertigung – soweit erforderlich – zu veranlassen, und bei 

Einleitungsbeschlüssen die Verfügungen gemäß § 31 DSt zu treffen, bei 

Einstellungsbeschlüssen hingegen die Zustellungen nach § 28 Abs. 3 DSt anzuordnen. 

 

(8) Die Bestimmung des § 7 Abs. 4 dieser Geschäftsordnung gilt für den beschlussfassenden 

Senat sinngemäß. 

 

 

Einstweilige Maßnahmen (§ 19 DSt) 

§ 9 (1) Vor einer Beratung und Beschlussfassung über eine vom Kammeranwalt beantragte 

Einstweilige Maßnahme hat der nach der Geschäftsverteilung zuständige Senatsvorsitzende 

dem Betroffenen innerhalb der nach der Verdachtslage angemessenen Frist, die aber 14 Tage 

nicht übersteigen darf, Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme zu den gegen ihn 

erhobenen Anschuldigungen, sowie zu den Voraussetzungen einer derartigen beantragten 

Maßnahme zu geben und die allfällige Zustimmung des Betroffenen zur Durchführung der 

Anhörung im Wege der Videokonferenz einzuholen. § 8 (1) dieser Geschäftsordnung gilt auch 

für die Anhörung nach § 19 DSt sinngemäß. 

Eine mündliche Anhörung des Betroffenen vor dem nach der festen Geschäftsverteilung für 

die Beratung und Erlassung einer Einstweiligen Maßnahme zuständigen Senat hat 

stattzufinden, sofern nicht der Betroffene innerhalb der Äußerungsfrist nach Abs (1) schriftlich 

darauf verzichtet. In dieser Anhörung können auch von Amts wegen beigeschaffte oder vom 

Betroffenen vorgelegte Bescheinigungsmittel, die für die Beurteilung, ob die Voraussetzungen 

der Einstweiligen Maßnahme vorliegen, relevant sind, erörtert und zum Akt genommen 

werden.  
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(2) Ein Beschluss betreffend eine Einstweilige Maßnahme ist vom Senat innerhalb einer 

nach der konkreten Sachlage zu bemessenden Frist in geheimer Abstimmung zu fassen, 

schriftlich auszufertigen und gemäß § 19 Abs. 6 DSt zustellen, bzw. mitzuteilen.  

 

(3) Von einer Stellungnahme und/oder Anhörung des Betroffenen kann bei Gefahr im Verzug 

abgesehen werden, doch ist diesfalls dem Betroffenen unverzüglich nach Beschlussfassung 

über die Einstweilige Maßnahme Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 

(4) Die Bestimmung nach Abs. 1 gilt sinngemäß für Beschlussfassungen über eine Änderung 

oder Verlängerung einer Einstweiligen Maßnahme, wie auch über Ersatz einer solchen durch 

eine andere. 

 

 

Selbstverpflichtungserklärung im Rahmen des Verfahrens über 

Einstweilige Maßnahmen  

§ 10 Gibt der Betroffene eines Antrags auf Einstweilige Maßnahme durch Entziehung des 

Vertretungsrechts gemäß § 19 Abs 3 Z. 1 b DSt eine Selbstverpflichtungserklärung ab, 

Vertretungen zu unterlassen und beschließt der Senat aus dem Grund, weil er diese 

Selbstverpflichtungserklärung im Sinne des § 19 Abs 1 DSt letzter Halbsatz für ausreichend 

erachtet, den Antrag des Kammeranwalts auf Erlassung einer Einstweilige Maßnahme 

abzuweisen, so hat die Kammerkanzlei jene Stellen von der Selbstverpflichtungserklärung 

des Betroffenen zu verständigen, die in einem solchen Beschluss genannt sind. Gleiches gilt 

für den Fall des Beschlusses auf Erlassung einer Einstweiligen Maßnahme gemäß § 19 Abs 

3 Z. 1 b DSt.  

Wird eine Einstweilige Maßnahme gemäß § 19 Abs 3 Z 1 lit c) und d) erlassen, so sind 

sämtliche Oberlandesgerichte zu verständigen.  

 

 

Disziplinarverhandlung 

§ 11 (1) Der nach der festen Geschäftsverteilung zuständige Vorsitzende des erkennenden 

Senates hat Ort, Tag und Stunde der mündlichen Disziplinarverhandlung sowie den 

Berichterstatter und den Schriftführer zu bestimmen und die Veranlassungen gemäß § 31 

DSt zu treffen.  

Dem Beschuldigten sind gleichzeitig mit der Ladung zur Disziplinarverhandlung die Namen 

der nach der Geschäftsverteilung berufenen Mitglieder des Senats und der für den Fall einer 
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Verhinderung eines Senatsmitglieds, einer Ablehnung nach § 26 Abs. 3 oder Ausschließung 

nach § 33 Abs. 2 DSt nachrückenden Ersatzmitglieder (Ersatzvorsitzende) mitzuteilen.  

 

(2) Die Verhandlung in den Senaten darf unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 

Wort- und Bildübertragung (Videokonferenz) durchgeführt werden, wenn gewährleistet ist, 

dass die Mitglieder des Senats, der Beschuldigte und dessen Vertreter sowie der 

Kammeranwalt Gelegenheit haben, ungeachtet der Tatsache, dass sie sich an einem 

anderen Ort befinden, sich an der Verhandlung zu beteiligen, vorzubringen, Stellungnahmen 

abzugeben und Fragen zu stellen, so als ob die Verhandlung unter körperlicher Anwesenheit 

der jeweils Beteiligten im Verhandlungssaal stattfände. Macht der Beschuldigte 

Vertrauenspersonen stellig, so ist diesen Gelegenheit zu geben, die Verhandlung getrennt 

vom Beschuldigten zu beobachten.  

Solche Verhandlungen gemäß § 32 und eine Anhörung des Beschuldigten nach § 19, die 

unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung geführt werden, 

sind zur Gänze elektronisch in geeigneter Form aufzuzeichnen und ist die entsprechende 

Bild- und Tondatei in einem allgemein lesbaren Format bis zum Ablauf der für diesen Akt 

geltenden Aufbewahrungsfrist verfügbar zu halten. Diese elektronischen Aufzeichnungen 

ersetzen nicht die Protokollierung des Verhandlungsverlaufs durch den Vorsitzenden oder 

den Schriftführer (§ 42) und können im Verfahren über einen Antrag auf Protokollberichtigung 

herangezogen werden.  

Die Beratungen und Abstimmungen des Senats sind nicht öffentlich und sind nicht 

aufzuzeichnen.  

 

(3) Ist der Beschuldigte bei der Verhandlung durch einen Verteidiger vertreten, so ist bei 

Verwendung technischer Einrichtungen zur Bild und Tonübertragung (Videokonferenz) vom 

Disziplinarrat für diese Verhandlung ein gesonderter virtueller Datenraum einzurichten, in den 

sich der Beschuldigte und sein Verteidiger während der Verhandlung vorübergehend 

zurückziehen können, um sich vertraulich zu beraten. Der Zugang zu diesem Datenraum ist 

dem Verteidiger und dem Beschuldigten vor Beginn der Verhandlung bekanntzugeben. In 

diesem vertraulichen Datenraum darf nicht aufgezeichnet werden.  

 

(4) Die mündliche Disziplinarverhandlung gemäß § 32 und eine Anhörung des Beschuldigten 

nach § 19 darf unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 

(Videokonferenz) nur dann durchgeführt werden, wenn der Beschuldigte und der 

Kammeranwalt einer solchen Verhandlungsform vorher schriftlich zugestimmt haben. Diese 

Zustimmung gilt für das gesamte Verfahren vor dem Disziplinarrat, kann aber jederzeit 

widerrufen werden, wobei bisherige Verhandlungen unter Verwendung technischer 
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Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung von diesem Widerruf unberührt bleiben. 

Ungeachtet eines derartigen Antrags oder einer solchen Zustimmung kann der Vorsitzende 

in jeder Lage des Verfahrens verfügen, dass es zweckmäßig oder sonst aus besonderen 

Gründen erforderlich ist, die Verhandlung in körperlicher Anwesenheit des Senats, des 

Beschuldigten und des Kammeranwalts durchzuführen. In diesem Fall hat der Beschuldigte 

das Recht auf körperliche Anwesenheit allfälliger Vertrauenspersonen im Verhandlungssaal.  

 

(5) Zeugeneinvernahmen dürfen mit vorheriger schriftlicher Zustimmung des Beschuldigten 

und des Kammeranwalts sowie des körperlich abwesenden Zeugen unter Verwendung 

technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung (Videokonferenz) erfolgen, wenn 

durch geeignete Maßnahmen sichergestellt ist, dass die Öffentlichkeit von dieser 

Vernehmung ausgeschlossen ist, dies auch, wenn die Verhandlung in körperlicher 

Anwesenheit des Beschuldigten, des Kammeranwalts und der Senatsmitglieder im 

Verhandlungssaal, aber in körperlicher Abwesenheit des Zeugen durchgeführt wird. 

Zeugeneinvernahmen unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 

Bildübertragung sind zur Gänze elektronisch in geeigneter Form aufzuzeichnen und ist die 

entsprechende Bild- und Tondatei in einem allgemein lesbaren Format bis zum Ablauf der für 

diesen Akt geltenden Aufbewahrungsfrist verfügbar zu halten.  

Dem Kammeranwalt, dem Beschuldigten und dem Zeugen ist mit der Ladung ein Formular 

zu übermitteln, mit dem sie die Zustimmung zur Einvernahme des Zeugen im Wege der 

Videokonferenz erklären und in dem der Zeuge die E-Mail-Adresse, an die ihm die Einladung 

zur Teilnahme an der Videokonferenz zugestellt wird, bekannt geben kann. 

Auch bei Verhandlungen, die über Videokonferenz abgehalten werden, ist vom Schriftführer 

ein schriftliches Protokoll zu erstellen.  

Über Beratungen im Senat, an denen der Beschuldigte und der Kammeranwalt nicht 

teilnehmen dürfen, darf kein Video- oder Tonmitschnitt angefertigt werden. 

 

(6) Werden gegen einen Rechtsanwalt und einen Rechtsanwaltsanwärter aufgrund des 

Vorwurfes der Beteiligung am selben Disziplinarvergehen die Verfahren gemeinsam geführt, 

richtet sich die Senatszusammensetzung nach der für den Rechtsanwaltsanwärter 

maßgeblichen Regelung.  

 

(7) Der Vorsitzende leitet die Disziplinarverhandlung. Zu deren Beginn ist dem Kammeranwalt 

und danach dem Beschuldigten oder seinem Verteidiger Gelegenheit zu Ausführungen 

gemäß § 36 Abs. 1 DSt zu geben. Anschließend hat der vom Vorsitzenden gemäß § 31 Abs. 

1 DSt bestellte Berichterstatter über den für die Fassung und Formulierung des 

Einleitungsbeschlusses wesentlichen Akteninhalt zu informieren.  
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(8) Nach Abschluss des Beweisverfahrens und den diesem folgenden Schlussvorträgen (§ 

36 Abs. 5 DSt) hat der Senat in Abwesenheit des Kammeranwalts, des Beschuldigten und 

seines Verteidigers sowie etwa gemäß § 32 Abs. 1 DSt beigezogener Vertrauenspersonen 

vorerst über die Schuldfrage sowie Qualifikation nach § 1 Abs. 1 DSt und gegebenenfalls 

anschließend gesondert über Art und Ausmaß der Disziplinarstrafe zu beraten und 

abzustimmen. Hierzu stellt jeweils der Berichterstatter den Erstantrag. Im Übrigen richtet sich 

der Abstimmungsvorgang nach § 8 Abs. 5.  

 

(9) Über die anlässlich der Beratung gestellten Anträge und gefassten Beschlüsse ist eine 

gesonderte Niederschrift aufzunehmen, in welcher die gestellten Anträge und die 

diesbezüglichen Antragsteller sowie das jeweilige Abstimmungsverhältnis festzuhalten sind. 

Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen.  

 

(10) Das Erkenntnis und dessen wesentliche Begründung ist vom Vorsitzenden sogleich zu 

verkünden.  

 

(11) Wird bei der Protokollierung der mündlichen Disziplinarverhandlung (§ 42 DSt) ein 

Schallträger verwendet, kann diese Tonaufnahme nach Ablauf von 14 Tagen ab Zustellung 

der Übertragung des Protokolls in Papierform an den Kammeranwalt, den Beschuldigten oder 

dessen Verteidiger gelöscht werden, falls binnen genannter Frist beim Disziplinarrat kein 

Antrag auf Berichtigung der Übertragung eingelangt ist.  

 

(12) Der Vorsitzende hat für die eheste Veranlassung der Zustellung nach § 40 DSt Sorge 

zu tragen, wie auch für die nach Rechtskraft des Erkenntnisses erforderliche Verständigung 

des Anzeigers.  

 

(13) Die Bestimmung des § 7 Abs. 4 dieser Geschäftsordnung gilt für den erkennenden 

Senat sinngemäß. 

 

Auslagenersatz 

§ 12 Gemäß § 14 DSt sind den Mitgliedern des Disziplinarrats, dem Kammeranwalt, sowie 

dessen Stellvertretern, ihnen im Zuge ihrer Tätigkeit in Disziplinarfällen erwachsende 

Barauslagen nach folgenden Grundsätzen aus der Kammerkasse zu ersetzen: 

 

a. Fahrtspesen für erforderliche Reisen außerhalb Wiens nach den Tarifen 

eines öffentlichen Verkehrsmittels (1. Klasse), dies auch bei Benützung eines 

Privatfahrzeuges. Nur in Fällen, in denen die Benützung eines öffentlichen 
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Verkehrsmittels nicht möglich oder untunlich ist, erfolgt bei Verwendung 

eines PKWs die Vergütung als Kilometergeld nach den diesbezüglichen 

amtlichen Sätzen.  

b. Diäten und Nächtigungsauslagen unter Berücksichtigung der jeweils 

geltenden diesbezüglichen einkommenssteuerlichen Bestimmungen für 

selbständig Erwerbstätige.  

c. An Gerichte oder Behörden bezahlte Barauslagen für Herstellung von 

Fotokopien aus Gerichtsakten und dergleichen gegen Vorlage diesbezüglicher 

Belege.  

d. Einem zur Vernehmung zureisenden Zeugen, Dolmetsch oder 

Sachverständigen vom Untersuchungskommissär unter Bedachtnahme auf 

die Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes ausbezahlte Beträge 

gegen Vorlage des Zahlungsbeleges.  

 

 

Zustellungen, Urschriften und Ausfertigungen 

§ 13 (1) Die Urschriften von Beschlüssen und Erkenntnissen des Disziplinarrats sind vom 

jeweiligen Senatsvorsitzenden zu unterzeichnen, alle sonstigen Schriftstücke vom 

Präsidenten oder Vizepräsidenten. Die Urschriften von Beschlüssen und Erkenntnissen 

verbleiben im Papier-Disziplinarakt und sind in den Elektronischen Disziplinarakt 

aufzunehmen.  

 

(2) Alle Ausfertigungen von Beschlüssen und Erkenntnissen sind von der 

Disziplinarratskanzlei unter Benennung des Senatsvorsitzenden mit dem Beisatz „Für die 

Richtigkeit der Ausfertigung“ zu unterfertigen und mit dem vom Disziplinarrat geführten 

Amtssiegel zu versehen. Gleiches gilt für Namens des Disziplinarrats abzufertigende 

Schriftstücke anderer Art (Ladungen, Verfügungen, Verständigungen und dergleichen). 

 

(3) Die Bestimmungen nach Abs. 1 und Abs. 2 gelten nicht für Schriftstücke, welche vom 

Untersuchungskommissär im Rahmen seiner Tätigkeit ausgehen, diese kann entweder der 

Untersuchungskommissär selbst unterfertigen oder die Disziplinarratskanzlei mit dem Beisatz 

“Für die Richtigkeit der Ausfertigung”.  

 

Übergangsbestimmungen 

§ 14 Die Bestimmungen dieser Geschäftsordnung sind auf sämtliche Disziplinarverfahren 

anzuwenden, die zum Zeitpunkt der Kundmachung anhängig sind bzw. anhängig gemacht 

werden. Handlungen und Maßnahmen in Disziplinarakten, die vor der Kundmachung dieser 
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Geschäftsordnung in Anwendung der dafür früher geltenden Geschäftsordnungen gesetzt 

wurden, bleiben weiter gültig.  


